
Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften vom 17. Juni 2009 aufzuheben, 

— endgültig über den Rechtsstreit zu entscheiden und die Klage 
in vollem Umfang abzuweisen, 

— hilfsweise, die Rechtssache an das Gericht erster Instanz 
zurückzuverweisen, 

— in jedem Fall, der Klägerin des ersten Rechtszugs die Kosten 
des Rechtsmittelverfahrens und des Verfahrens vor dem Ge­
richt erster Instanz aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Der Rechtsmittelführer macht geltend, das Gericht erster Instanz 
habe 

1. die beiden Bedingungen des Art. 2 Abs. 7 Buchst. c der 
Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates über den Schutz 
gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Ge­
meinschaft gehörenden Ländern ( 1 ) (im Folgenden: Grund­
verordnung), und zwar die Voraussetzungen, dass ein An­
trag auf Zuerkennung des Marktwirtschaftsstatus ausrei­
chend Beweismaterial dahin gehend enthalten müsse, dass 
die in der Vorschrift aufgezählten Entscheidungen „auf der 
Grundlage von Marktsignalen, die Angebot und Nachfrage 
widerspiegeln“ und „ohne nennenswerte diesbezügliche 
Staatseingriffe“ getroffen würden, rechtsfehlerhaft als eine 
einzige Bedingung behandelt und die zweite Bedingung da­
mit überflüssig gemacht; 

2. das Wort „nennenswert“ in der Formulierung „nennenswerte 
Staatseingriffe“ in Art. 2 Abs. 7 Buchst. c der Grundverord­
nung rechtsfehlerhaft dahin ausgelegt, dass es sich auf die 
den Staatseingriffen zugrunde liegenden Erwägungen und 
Motive beziehe, etwa darauf, ob die Staatseingriffe auf rein 
wirtschaftlichen Erwägungen beruhten oder auf Erwägungen, 
die dem Staat eigen seien, obgleich eine derartige Auslegung 
keine Stütze im Wortlaut der Vorschrift finde; 

3. die Beweislast rechtsfehlerhaft faktisch umgekehrt, indem es 
vom Rat, wenn dieser einem staatlich kontrollierten Unter­
nehmen die Zuerkennung des Marktwirtschaftsstatus verwei­
gere, den Nachweis verlange, dass die Entscheidungen des 
Unternehmens nach Art. 2 Abs. 7 Buchst. c durch dem Staat 
eigene Erwägungen beeinflusst seien, die im Gegensatz zu 
wirtschaftlichen Erwägungen stünden; 

4. rechtsfehlerhaft entschieden, der Rat habe einen offensicht­
lichen Fehler begangen, als er zu dem Ergebnis gelangt sei, 
dass der Staat hinsichtlich der Festlegung der Ausfuhrpreise 
für das betroffene Erzeugnis eine nennenswerte Kontrolle 
über die Klägerin ausgeübt habe, indem er (i) die China 

Chamber of Commerce Metals, Minerals & Chemicals Im­
porters and Exporters (im Folgenden: CCCMC) ermächtigt 
habe, einen Mindestpreis festzulegen, Ausfuhren zu kontrol­
lieren und solche, bei denen dieser Preis nicht eingehalten 
werde, zu untersagen, und (ii) den Mindestpreis durchsetze, 
indem er von der CCCMC nicht gesichtete Ausfuhren ver­
biete. Insbesondere habe das Gericht erster Instanz einen 
Rechtsfehler begangen, als es entschieden habe, dass der 
Rat die Beweiskraft und das Ausreichen der Belege hätte 
in Frage stellen müssen, die die Klägerin zum Nachweis 
dafür vorgelegt habe, dass das von der CCCMC errichtete 
und von den chinesischen Ausfuhrbehörden unterstützte 
System die Möglichkeit der Ausführer, die Ausfuhrpreise 
unabhängig festzulegen, nicht eingeschränkt habe; 

5. auf der Grundlage der übrigen Feststellungen rechtsfehlerhaft 
entschieden, dass der Rat einen offensichtlichen Fehler be­
gangen habe, als er der Klägerin die Zuerkennung des 
Marktwirtschaftsstatus verweigert habe. 

( 1 ) ABl. L 56, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängigen Verwal- 
tungssenats Wien (Österreich) eingereicht am 24. August 

2009 — Yellow Cab Verkehrsbetriebs GmbH 

(Rechtssache C-338/09) 

(2009/C 282/42) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Unabhängiger Verwaltungssenat Wien 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Beschwerdeführerin: Yellow Cab Verkehrsbetriebs GmbH 

Belangte Behörde: Magistrat der Stadt Wien 

Vorlagefragen 

1. Ist es mit der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 
i.S.d. Artt. 49ff EGV und dem EU-Wettbewerbsrecht i.S.d. 
Artt. 81 ff EGV vereinbar, dass eine nationale Rechtsvor­
schrift für die Gewährung der Bewilligung zum Betrieb einer 
Kraftfahrlinie, daher der Einrichtung eines öffentlichen Mas­
senverkehrsmittels, durch welches festgelegte Haltestellen 
entsprechend einem Fahrplan regelmäßig angefahren wer­
den, als Bewilligungsvoraussetzung normiert:
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a) dass das antragstellende EU-Unternehmen bereits vor der 
Aufnahme des Linienbetriebs, und insbesondere zum 
Konzessionszeitpunkt, über einen Sitz oder eine Nieder­
lassung in dem Staat der bewilligenden Behörde ver­
fügen muss; 

b) dass das antragstellende EU-Unternehmen spätestens ab 
dem Zeitpunkt der Aufnahme des Linienbetriebs über 
einen Sitz oder eine Niederlassung in dem Staat der 
bewilligenden Behörde verfügen muss? 

2. Ist es mit der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 
i.S.d. Artt. 49 ff EGV und dem EU-Wettbewerbsrecht i.S.d. 
Artt. 81 ff EGV vereinbar, dass eine nationale Rechtsvor­
schrift für die Gewährung der Bewilligung zum Betrieb einer 
Kraftfahrlinie, daher der Einrichtung eines öffentlichen Mas­
senverkehrsmittels, durch welches festgelegte Haltestellen 
entsprechend einem Fahrplan regelmäßig angefahren wer­
den, normiert, dass eine Bewilligung zu versagen ist, wenn 
im Falle der Aufnahme des beantragten Kraftfahrlinienver­
kehrs die Erträge eines Konkurrenzunternehmens, welches 
eine teilweise oder gänzliche identische Kursstrecke befährt, 
aus der von diesem geführten Kurslinie derart deutlich ge­
mindert werden, dass die Weiterführung dieses vom Kon­
kurrenzunternehmen geführten Linienkurses nach markt­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht mehr rentabel ist? 

Vorabentscheidungsersuchen des Nejvyšší správní soud, 
eingereicht am 24. August 2009 — Skoma-Lux s. r. 

o./Celní ředitelství Olomouc 

(Rechtssache C-339/09) 

(2009/C 282/43) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Vorlegendes Gericht 

Nejvyšší správní soud 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Skoma-Lux s. r. o. 

Beklagter: Celní ředitelství Olomouc 

Vorlagefrage 

Sind Waren mit der Bezeichnung „roter Dessertwein Kagor VK“, 
die in 0,75 l Flaschen abgefüllt sind und einen Alkoholgehalt 
von 15,8 Vol.-% — 16,1 Vol.-% haben, wenn ihnen während 
ihrer Herstellung Rübenzucker und Maisalkohol zugesetzt wur­
den, also Stoffe, die ihren Ursprung nicht in frischen Weintrau­
ben haben, in die Tarifposition 2204 oder die Tarifposition 
2206 der Kombinierten Nomenklatur des Zolltarifs einzureihen? 

Vorabentscheidungsersuchen des Gerechtshof ’s- 
Gravenhage eingereicht am 28. August 2009 — Staat 
der Nederlanden/Denkavit Nederland b.v., Cehave 
Landbouwbelang Voeders b.v., Arie Blok b.v., 

Internationale Handelsmaatschappij „Demeter“ b.v. 

(Rechtssache C-346/09) 

(2009/C 282/44) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Gerechtshof ’s-Gravenhage 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staat der Nederlanden 

Beklagte: Denkavit Nederland b.v., Cehave Landbouwbelang Vo­
eders b.v., Arie Blok b.v., Internationale Handelsmaatschappij 
„Demeter“ b.v. 

Vorlagefrage 

Ist das Gemeinschaftsrecht, insbesondere die Richtlinie 
90/425/EWG ( 1 ), die Entscheidung 94/381/EG ( 2 ) und die Ent­
scheidung 2000/766/EG ( 3 ), dahin auszulegen, dass mit ihm ein 
nationales Verbot wie das des Art. 2 der Vorläufigen Regelung 
unvereinbar ist, das zum Schutz gegen BSE die Produktion von 
und den Handel mit verarbeiteten tierischen Proteinen zur Ver­
fütterung an Nutztiere untersagt, wenn ein solches nationales 
Verbot 

— bereits am 15. Dezember 2000 (also früher als die Entschei­
dung 2000/766/EG) in Kraft getreten ist und 

— vorübergehend (bis zum Erlass der Entscheidung 
2000/766/EG ( 4 ) vom 29. Dezember 2000) auch für Fisch­
mehl und Dicalciumphosphat gegolten hat? 

( 1 ) Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung 
der veterinärrechtlichen und tierzüchterischen Kontrollen im inner­
gemeinschaftlichen Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen im 
Hinblick auf den Binnenmarkt (ABl. L 224, S. 29). 

( 2 ) Entscheidung 94/381/EG der Kommission vom 27. Juni 1994 über 
Schutzmaßnahmen in Bezug auf die spongiforme Rinderenzephalo­
pathie und die Verfütterung von aus Säugetieren gewonnenen Fut­
termitteln (ABl. L 172, S. 23). 

( 3 ) Entscheidung 2000/766/EG des Rates vom 4. Dezember 2000 über 
Schutzmaßnahmen in Bezug auf die transmissiblen spongiformen 
Enzephalopathien und die Verfütterung von tierischem Protein (ABl. 
L 306, S. 32). 

( 4 ) 2001/9/EG: Entscheidung der Kommission vom 29. Dezember 2000 
über Kontrollmaßnahmen zur Umsetzung der Entscheidung 
2000/766/EG des Rates über Schutzmaßnahmen in Bezug auf die 
transmissiblen spongiformen Enzephalopathien und die Verfütterung 
von tierischem Protein (ABl. 2001, L 2, S. 32).
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